
Bekanntmachung
betreffend

Expropriation dee Tracé für ilie Chrischonabahn.
(Strassenbahn. Riehen - Bettingen- St. Chrischona.)

(Vom 21. ÑãI"-U", tetz.¡

Die Gerneinderäte uorr.Iuruo rrnd Bettiugen machea
hezüglich tler für die von Riehen über Bettingen uach
der Chrischona konzessionicrten elektrischen Straßenbahn
rorzunehmenden Expropriationen nach Vorschrift des
Bundesgesetzes yom 1. Mai 1850

. öffentlich bekannt:
l. Der Lage - Plan nebst der Glrunderwerbungstabelle

über die Allage cler elektrischen Trambahr Riehen-
Bettingen-Chrißchona liegen während B0 Tagen,
vom Tage tlieser Bekanntmachung an gerechnet, in
den Gemeindekanzleien Riehen und Bettingen zu
jedermanns Einsicht bereit (Art. 11 und l5 cles

eidgenössischen Expropriationsgesetzes) .

2. fnnerhalb der gleichen Frist von 30 Tagen habeu
diejenigen, welche gegen die infolge tl.er Ausführung
des bezeichneten Werkes für sie gemäß dem pìane
eutstehende Verpflichtung zur Abtretung von Rech_
ten Einsprache erheben zu können glaubeu, diese

Einsprache in schriftlicher Eingabe bei rlem betref-
fenclen Gemeinderate zu I{anden des Bundesrates
geltend zu machen.

3. Nach der angegebenen l'rist ist gegen die Ab-
tretungspflicht keine Einsprache mehr zulässig
(Art. 13).

4. Alle, welche mit Beziehung auf ilas betreffende Werk
gemäß dem Plane

a) entweder unbewegliches Eigentum oder auf dasselbe
bezügliche Rechte abzutreten haben,

b) ocler Forclerungen zu stellen im Falle sind, worunter
Vorrichtungen behufe Erhaltung ungestörter Kom-
munikationen, betreffen tlieselben St¡a8en oder
\{'asserleitungen (Art. 6) und Vorrichtungen im
Interesse cler öffentlichen Sicherheit oder cliejenigen
der Einzelnen, verstanden sind,
haben ihre Rechte und Forderungen genau und voll-
ständig - für die abzutretenden Rechte auch die
Entschädigungsansprüche 

- bei dem Gemeinderate
zu Hantlen des Exproprianten anzumelden, auch für
den Fall, daß die Abtretungspflicht bestritten wird.

Diese Bestimmung findet jedoch auf clie Inhaber
von Pfandrechten keine Anwendung (Art. 1P).

5. Hiebei wird auf den Art. 4 des Bundesgesetzes auf-
merksam gemacht, der lautet:

,rWenn
1. von einem Gebäude oder von einem Komplex von

Liegenschaften, der zur Betreibung eines Gewerbes
dient, ein Teil abgetreten werden muß, ohne welchen
die Benut¿ung des Glebäudes oder die Betreitrung des
Glewerbes nur mit großen Schrvierigkeiten oder gar
nicht möglich ist, und welcher auch nicht d.urcìr
andere angemessene Veranstaltungen ersetzt werden
kann;

2. von einem Glrundstücþ dessen Abtretung nur teil-
weise erforderlich ist, nicht wenigstel:s r 'i ¿iri.lrÌtmen-
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hängender Flächenraum yoü 5000 Quatlratfuß
(450 m') übrig bleibt,
so sind diejenigen, welche Bechte mit Beziehung auf
solele abzutretende Teile haben, befugt, zu verlangen,

, cla8 ihnen das ganze entsprechencle Recht aìtgenom-
men und nach d.em vollen TVerte vergütet werde."

6. Wenn die Rechte, welche Gegenstand der /'btretung
sintl (siehe oben Ziffer 4 und'5), innerhalb cler mehr-
erwähnten Frist der 30 Tage nicht angemeltlet wer-

, d.en, eo h¿t dies zur X'olge, daß dieselben zwar mit
Ablauf tler tr'rist an die Chrischonabahn übergehen,
tla8 aber noch binuen sechs Monaten nach Abl¿uf
dieser 30tägigen Frist eine Entschädigungsforclerung
geltend gemacht werden kann, wobei jetloch tler ehe-

malige Inhabe¡ dieser Rechte in Beziehung auf tlas

Msß der Entschädigung tlem Entschei¿le der

Schatzungskommission sich ohne weiteres zu unter-
ziehen hat.

lVird auch innerhalb dieser zweiten Frist von sechs

Monaten keine Entschädigungsforclerung gelùend ge-

macht, so erlöschen alle unil jede daherigen Ansprüche
an ilie Trambahn, mit Ausnahme derjenigen Fälle,
wo erweislich dem Abtretungspflichtigen ilas lìesi:ehen
eines Rechtes odeï einer Last ersü spáter bekannt ge-

worclen ist uncl mit Yorbehalt allfälliger Entschädig-
ungsforderungen. infolge yon Pfandrechten, welche

auf dem Gegenstand der Expropriation haften'
Diese Vorschriften gelten auch für die oben

Zif.Ler 4 litt. b) erwähnten Forderungen betreffend

ungestörter I(ommunikation und Sicherheitspolizei.

?. Vom Tage dieser öffentlichen Bekanntmachung an

dürfén, Noifälle vorbehalten, ohne Einwilligung cles

Konzessionärs bzw. der Chriechonabahn-Gesellschaft
a) an cler riußeren Beschaffenheit des Abtretungsgegen-

st¿ndes keine wesentlichen,
b) und mit Beziehung auf die rechtlichen VerhäItnisse

desselben gar keine-Veränderungen getroffen werden.

. Wird dieser Bestimmung entgegengehandelt, so fin-
tlen cliese Veränclerungen bei Ausmittlung der Eni-
schädigungssumme keine Berücksichtigung.

Außerdem wird noch auf Art. 9 cles Bundesgesetzes

vom 1. Mai 1850 aufinerksam gemacht, der lautet:

,,Wer Signale, Pfähle ocler andere Zeíchen, die bei
der Aussteckuug des Tracós angebracht wurden, ver-
äntlert, beschädigt oder beseitigt, verfällt in eine

Buße von 2-50 Franken, wovon t/r der Bundeskasse.
t/. der betreffenden Kautonskasse und 1/' dem An-
zeiger zukommt."
Diese Bestimmungen sollen im Kantonsblatt ab-

gedruckt rverden, uachdem sie am 21. November in orts-
tiblicher Weise bekannt gemacht worden sind.

Riehen, den 21. November 1912.

Namens des Gemeinderates,
Der Präsident: Der Gemeindeschreiber:
Otto lVenk. C. Prack.

Bettingen, den 21. November 1912.
Namens des Gemeinderates,

Der Präsident: Der Gemeindeschreiber:
I'ritz Basler. El. IÍeiß.Krebs.


